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Insolvenzverfahren für überschuldete Länder des Südens: Koalitionsvertrag umsetzen 

Klimawandel bekämpfen, Hunger und Armut beenden, Gesundheit und Bildung für alle – Das sind 

Ziele für nachhaltige Entwicklung, die die internationale Gemeinschaft bis zum Jahr 2030 erreichen 

will. 

Aber: Ohne umfassende Schuldenerlasse gibt es keine Maßnahmen zur Bewältigung des 

Klimawandels  

Denn aktuell sind rund 90 Prozent aller Länder im Globalen Süden kritisch verschuldet. Einige dieser 

Länder müssen hohe Summen in die Schuldenrückzahlung stecken. Geld für Investitionen in 

Maßnahmen zur Bewältigung des Klimawandels fehlt, genau wie für Investitionen in soziale Bereiche 

wie Gesundheit, Bildung und Armutsbekämpfung. Ob in Sambia, El Salvador oder Sri Lanka: Unter der 

hohen Schuldenlast leiden arme Menschen und verwundbare Gruppen wie Frauen und Kinder ganz 

besonders.  

Um der Schuldenkrise zu entkommen, müssen überschuldete Staaten die Chance bekommen, unter 

fairen und transparenten Bedingungen einen Schuldenerlass zu verhandeln. Doch trotz Forderungen 

aus Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Politik gibt es ein solches Verfahren bislang nicht. Daher fallen 

Schuldenerleichterungen derzeit viel zu gering aus. Die deutsche Bundesregierung hat dieses 

Problem erkannt. Sie will die Schaffung eines Insolvenzverfahrens für Staaten unterstützen. In ihrem 

Koalitionsvertrag haben die drei Regierungsparteien dieses Ziel für die Wahlperiode bis September 

2025 festgehalten. Wir wollen die Regierung an dieses Versprechen erinnern.  

Deshalb fordern wir mit dem Entschuldungsbündnis „erlassjahr.de“: Der Koalitionsvertrag muss 

umgesetzt, ein Staateninsolvenzverfahren muss geschaffen werden. 

Konkret bedeutet das:   

• Den Zielen für nachhaltige Entwicklung wird mehr Bedeutung beigemessen werden als den 

Forderungen der Gläubiger. 

• Über die Notwendigkeit von Schuldenerleichterungen entscheidet eine unabhängige Instanz, 

nicht mehr der Gläubiger. 

• Alle Gläubiger – auch private Gläubiger wie Banken und Fonds – werden verpflichtet, sich an 

notwendigen Erlassen zu beteiligen und damit auch Verluste in Kauf zu nehmen. 

• Länder können sich daher darauf verlassen, dass sie Schuldenerlasse erhalten, die eine 

nachhaltige wirtschaftliche und gesellschaftliche Erholung der Volkswirtschaft ermöglichen. 

Deutschland kann das nicht allein erreichen. Aber als wirtschaftliches und politisches Schwergewicht 

kann Deutschland seine Stimme in mächtigen internationalen Institutionen und Gremien erheben. 

Wir fordern die Bundesregierung daher auf, konkrete Schritte zu gehen, um den Worten im 

Koalitionsvertrag Taten folgen zu lassen. Wir fordern: Mit Schulden fair verfahren, damit die vielen 

überschuldeten Länder des Südens genügend finanziellen Spielraum erhalten für Klimaschutz und 

Armutsbekämpfung!  


